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Stadt Leonberg 

Bebauungsplan 
PI.Ber. 06.03-10 

.jj M 1:500 

Südlich der · Gartenstraße 

Verfahrensvermerke: 

zur Aufstellung gern. S 2 Abs. 1 BauGB 
beschlossen 

Zur 6ffentl. Auslegung gern. S 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen 

-

am 

am 

Auslegung bekanntgemacht 

öffentlich ausgelegt vom 

Als Satzung gern. S 10 BauGB 

18.9. 1989 
am 

bis . . . . . . . . . . . . . 
vom Gemeinderat beschlossen 22-251am 
GeprUft gern. S 11 BauGB vom Regie­
rungspräsidium Stuttgart mit Erlaß -2210-Nr. . ..•. vom 

bekanntg~macht und in Kraft getreten 06.03 lec!un 

30.8.1989 ................ 
30. 8.1989 ........ -• ...... . 

7. 9. 1989 . . . . . . . . . . . . . . . . 
18.10. 1989 . . . . . . . . . . . . . . . . 
11. 9. 1990 . . . . . . . . . . . . . . . . 
12.12. 1990 . . . . . . . . . . . . . . . . 
03.01. 1991 .......... ·-· .... 

t 2. Sep. 1990 
Ausgefertigt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

D . Uassler 
B rgermeister 

Mit Inkrafttrcten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vor­
schriften außer Kraft, dies gilt insbesondere für die o.a. Bezugs­
pläne. 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 08.12.1986 (BGB1. I S 2253) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO),vom 15.09.1977 (BGB1 I s. 1763) 
Die Planzeichenverordnung (P1anzV 81) vom-03.07.1981 (BGBl I S,833} 
Die I,andesbauordnung für Baden-WUrttemberg (LBO) vom 28 ."11.1983 
(Ge. Bl.,.S 770) .• 

sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und 
Verwa1tungsvorschriften. 

Leonberg, den 23.8.1989 

Gefertigt: 



Zeichenerklärung 
Art der baulichen Nutzu~ (S 9(1) 1 BauGB) 

« • t 

Allqemeinaa Wohngebiet (S 4(3) BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung (f 9(1) 1 BauGB) 

0,3 

@ 
THmax 

FHmax 

Grundfliehenzahl (S 19 BauNVO) 

• GeachoBfl!chenzahl (S 20 Bau NVO) 

Traufhöhe maximal 

Pirathöhe maximal 

Bauweiae CS 9(1) 2 BauGB) 

0 offene Bauweise 

Einzelhäuser, Doppelh!user (S 22(2) BauNVO) 

Uberbaubare Grundatücksfl!che (S 9(1) 2 BauGB) 

r~;:;:;:~·~~------- Nicht überbaubare Grundstücksfläche 

L~C~,~-~~3==:::::: Baugrenze 
· - Oberbaubare GrundstUcksfläche 

Sonatiqe Pestsetzungen 

Verkehrsflächen (5 9(1), 11 BauGB) 

Verkehrsfläche (Auf~ilunq unverbindlic~) 

Ver~ehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
- Anliegerstraße -



- . 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmunq - Feldweg -

Verkehrsgrünfläche als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
(S 127(2) 3 aauGB) 

Pflanzgebot (S 9(1) 25 a BauGB) 

öffentliche GrUnfläche - Auewiese -

--- Geltungsbereich 

Festsetzung der !u8eren Gestaltunq (S 73 LBO) 

SD 45 - 55 ° Satteldach - Dachneigung 

Nutzungsschablone 
Baugebiet 

Bauweise 

Grundflächenzahl 

Bauweise 

Höhenfes tsetzun 

Höhenfestsetzung 

Geschoßflächenzahl 

Dachform , Dachneigung 

Stellung der baulichen Anlagen (S 9(1) 2 BauGB) 

Geb&udeatellung oder Firstrichtung 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In Erggnzung der Planzeichnung wird folgendes festge­
setzt: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB 
und BauNVO 1977) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb 

1.1 \Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die nach 
'§ 4 (3) BauNVO vorgesehenen Ausnahmen nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und daher 
nicht zulässig (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 

1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind je Wohn­
gebäude - Einzelhaus, Doppelhaushälfte - nicht 
mehr als 2 Wohneinheiten zulässig (§ 4 (4) 
BauNVO). 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb 

2.1 Im Einzelfall kann als Ausnahme eine Oberschreitunq 
der Grundflächenzahl zugelassen werden, wenn die 
Geschoßflächenzahl nicht Oberschritten wird 
(§ 17 (5) BauNVO). 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb-Nutzungsschablone. 

3.1 Garagen, die an das Hauptgebäude angebaut oder als 
freistehende Garagen errichtet werden, sind auch 
dann innerhalb der Abstandsflächen und als Grenzbau 
zulässig, wenn die in § 7 Abs. 1 Nr. 1 LBO fest-
gelegte Gesamthöhe von 4 m Uberschrittten und giebel­
seitig eine mittlere Höhe von 3 m überschritten wird. 
An der Traufe ist eine Höhe von maK. 3 m zulässig, 
gemessen zwischen festgelegter Fußbodenhöhe und Schnitt­
punkt von Außenwand und Oberkante Dachhaut (Oberfläche 
Dachdeckung) (§ 9 (11 Nr. 2 BauGB, § 73 (11 Nr. 1 LBO) 
vgl. Ziff. II.l.2.2 

4. Oberbaubare GrundstUcksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB, § 23 BauNVOI 

Entsprechend Festlegungen .im Lageplan. 

4.1 Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäude­
teilen über die festgelegte Baugrenze bis max. 
1,00 m zugelassen werden. Bei Garagen und über­
dachten Stellplätzen ist ein weiteres Vortreten 
zur Gartenstraße hin zuläseig, soweit ein Abstand 
von 1,5 m zur Verkehrsfläche eingehalten wird 
(23 (3) BauNVO), vgl. Ziff. 1.6. 



5. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 BauGB) 

Die im Lageplan festgelegte Stellung der bau­
lichen Anlagen - Hauptfirstrichtung - ist ein­
zuhalten. Ausnahmsweise können für untergeordnete 
Dachteile, z.B. Zwerchgiebel, und Garagen ab­
weichende Firstrichtungen zugelassen werden. 

6. Flächen für Stell !ätze und Gara en (§ 9 Abs. 1 
Nr. BauGB, § 12 Abs. 6 BauNVO 

Garagen und Stellplätze sind nur innerhalb der über­
baubaren GrundstUcksflächen und in dem Grundstücks­
streifen südlich der Gartenstraße zulässig. 
(§ 12 (6) BauNVO), vgl. Ziff. I.3.1, I. 4.1) 

7. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die Aufteilung der Verkehrsflächen ist unver­
bindlich. 

7.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung­
Anliegerstraße 

Diese Verkehrsflächen dienen dem Anliegerverkehr 
und den Fußgängern. Sie sind als Flächen für den 
Mischverkehr ohne Trennung der Verkehrsarten aus­
gewiesen. 

Zur optischen Gliederung können die Beläge differen­
ziert ausgestaltet werden (Schwarzdecke, Pflaster, 
Grünfläche etc.). 

7.2 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung­
Feldwege 

Die so ausgewiesenen Verkehrsflächen dienen dem 
landwirtschaftlichen Verkehr und sind keine Er­
schließungsanlagen i.S.v. § 127 BauGB. 

8. ·• Flächenhaftes Pflanzgebot '(pfq) (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25 a BauGB) 

Die so ausgewiesenen Flächen sind mit einheimischen 
Bäumen und einheimischen Strauchgruppen zu bepflanzen 
und dauernd zu unterhalten. 



9. Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 2 
BauGB, § l6 Abs. 3 BauNVO, § 73 Abs. 1 Nr. 7 
LBOl 

Entsprechend Planeinschrieb, Traufhöhe (TH), 
Firsthöhe (FH) • 

9.1 Die max. Traufhöhe wird gemessen zwischen der 
festgelegten Geländeoberfläche und dem Schnitt­
punkt von Außenwand und Oberkante Dachhaut. 

9.2 Die max. Firsthöhe wird gemessen zwischen der 
festgelegten Geländeoberfläche und der Oberkante 
Dachfirst (Sparren). 

9.3 Die ErdgeschoßfußbodenhBhe (EFH) darf die fest­
gelegte Geländeoberfläche um nicht mehr als 0,50 m 
überschreiten. 

Die Festlegunq der Geländeoberfläche erfolgt 
im Zuge der Baugenehmigung. Den Baugenehmigungs­
vorlagen sind beglaubigte Geländeprofile beizu­
fUgen. 

ErdauffUllungen und -abgrabungen zur Anhebung 
bzw. Absenkung der Erdgeschoßfußbodenhöhe, zur 
Schaffung von Lichtraum für Aufenthaltsräume 
und zur Gestaltung der Freiflächen sind ohne 
Zustimmung der Baurechtsbehörde unzulässig. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB, 
§ 13 LBO) 

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 73 
Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Äußere Gestaltung 

1.1.1 Doppelhäuser sind in Bezug auf Gestaltung, Ober­
flächenbehand1ung und Farbgebung aufeinander ab­
zustimmen. 

1.1.2 Die Fassaden der Gebäude und Garagen sind in 
hel1~n erdfarben gebrochenen Farbtönen auszu­
führen. 

Keramik, Asbestzement, Kunststoffe und Materialien 
mit einem hohen Reflexionsgrad sind als Außenwand­
fläche unzulässig. 

1.2 Dachform, Dachneigung, Dachdeckung, Firstrichtung 

1.2.1 Es ·sind nur Satteldächer mit einer Dachneigung 
von 45° 55° zulässig. 

1.2.2 Für nicht in das Hauptgebäude integrierte Garagen 
und Oberdachte Stellplätze ist eine Dachneigung 
von 30° - 45° festgesetzt. Ausnahmsweise können 
andere Dachformen zugelassen werden. 

1.2.3 Satteldächer sind mit rotbraunen Ziegeln bzw. 
Betondachsteinen zu decken. Energiekollektoren 
im Bereich der Dachflächen mUssen sich dem Dach­
material farblieh anpassen. 



1.2.4 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zulässig, 
jedoch nur bis zu einer Länge von max. 3,00 m. 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte müssen von der 
Giebelseite mind. 1,50 m, von der Traufe mind. 
0,90 m - in den Dachschrägen gemessen - und vom 
First mind. 1,00 m Abstand haben. 

Auf derselben Dachseite sind nur Dachaufbauten 
oder nur Dacheinschnitte zulässig. 

Werbeanlagen (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Werbeanlagen sind genehmigungspflichtig. ' 
Werbeanlagen dürfen nicht großflächig ausgeführt 
und nur am Ort der Leistung erstellt oder ange­
bracht werden. 

2. Antennen (§ 73 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Mehr als eine Antenne auf einem Gebäude -
Einzelhaus, Doppelhaushälfte - ist unzulässig. 

3. Niederspannungsfreileitungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 4 
LBO) 

Die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

4 ·. Gestal tun der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke S 73 Abs. 1 Nr.S LBO) 

4.1 Oie unbebauten Flächen sind als Grünflächen oder 
gärtnerisch anzulege~ und zu unterhalten. 

4.2 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind 
Einfriedigungen nur als lebende Einfriedigungen 
- einheimische Gehölze ßVtl. mit eingezogenem 
Drahtzaun - oder als senkrecht strukturierter 
Holzzaun mit Natursteinmauersockel (H max. 0,3 m) 
zulässig. Die Höhe der Einfriedigungen ist auf 
1,0 m (gemessen vom festgelegten Gelände) begrenzt. 

4.3 Als Abschluß zur freien Landschaft sind Ein­
friedigungen nur als lebende Einfriedigungen 
- s. o. - oder als eingegrünte Knotengitter­
zäune mit 1,0 m Grenzabstand zur Begrünung· 
der Zaunaußenseite bis ~u einer max. Höhe 
von 1,0 m (gemessen vom festgelegten Gelände) 
zulässig. 



.

III. Nachrichlich übernommene Festsetzungen 
> (§ 9 hbs. 6 BauGBI 

1 . Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
ist mit archäologischen Funds tellen zu rechne n. Diese 
unter liegen dem Schutz nach § 8 Denkmalschutzgesetz 

' und sind im Falle der Entdeckung unverzüglich der 
Denkmal5chutzbehörde anzuzeigen(§ 20 DSchG) . 

2. Von der Böschungsoberkante des Gewässers (Flst .Nr. 
579/2) bis zur Baugrenze/Daulinie ist ein Gelände­
streifen von mind. 4, 00 m Breite fre izuhalten. Dieser 
Geländestreifen ist als durchgehender Grünstreifen 
für d ie Unterhaltung notwendig und deshalb von Binder­
nissen (z.B. Auffüllunge n , Einfriedigungen, StUtz­
mauern u.a.) einsehl. vor springender Balkone freizu­
halten. Bei der Festsetzung der EFH i n d iesem Bereich 
ist besondere Vorsicht geboten , damit keine Auffüllun­
gen provozie rt werden, die dann den Bestand des Gra-
bens g · ·· 
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